
20. Berliner Tag der Patientenfürsprecherinnen und -fürsprecher 2026; Rede J. Meißner,
BMF vom 25.6.2026; gekürzt, es gilt das gesprochene Wort

[Anrede]

Ich möchte mit Ihnen heute über die steuerlichen
Rahmenbedingungen Ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit sprechen.

Wenn wir über das Ehrenamt in Deutschland sprechen, dann
geht es um eine wichtige Stütze unserer Zivilgesellschaft. Wer
sich ehrenamtlich für andere einsetzen, leistet einen
wesentlichen Beitrag zu einem menschlichen Miteinander in
unserer Gesellschaft.

Dabei muss sichergestellt sein: Dieses Engagement darf nicht
zu einer finanziellen und bürokratischen Bürde werden. Genau
hier setzt das Steuerrecht an. Es sieht besondere
Begünstigungen vor, auch für Ihre Tätigkeit als
Patientenfürsprecher, wenn auch nicht für alle Konstellationen
gleichermaßen.

In der Praxis können immer wieder Fragen zum Thema
Aufwandsentschädigungen von Patientenfürsprechern
auftauchen. Denn um Aufwandsentschädigungen geht es ja in
der Regel bei Ihnen. Ich möchte versuchen, ein wenig zur
Klärung beizutragen.

Wenn wir uns das Steuerrecht anschauen, interessieren uns im
Grunde drei Fragestellungen: Was macht jemand? Was
bekommt er – oder sie – dafür? Und was bedeutet das nach
den steuerlichen Wertungen – wie wird es besteuert?

Um zu verstehen, warum und wann Aufwandsentschädigungen
steuerlich vorteilhaft berücksichtigt werden, müssen wir uns
daher zunächst vor Augen führen, was Sie tagtäglich leisten.

Sie stehen Patienten und Angehörigen als unabhängige
Gesprächspartner zur Verfügung. Sie geben Rat zu Abläufen
und Möglichkeiten. Sie sind da, wenn das Klinikpersonal unter
Zeitdruck steht. Auch wenn Sie keine medizinischen,
pflegerischen oder rechtlichen Berater sind, sind sie im



Klinikalltag wichtig. Sie hören zu und sind so die emotionalen
Stützen der Patienten und dadurch auch des ganzen
Krankenhaussystems.

Sie agieren als Bindeglied zwischen den Patienten und der
Krankenhausleitung. Sie klären Konflikte, entschärfen
Spannungen und, um mal das Verwaltungsdeutsch zu
bemühen, tragen maßgeblich zur Qualitätssicherung und zum
Risikomanagement in unseren Kliniken bei.

Das verdient Anerkennung.

Nun stellt sich die zweite Frage: Was bekommen Sie dafür?

In der Regel zahlt die Klinik für Ihre Tätigkeit eine
Aufwandsentschädigung, die die tatsächlich anfallenden Kosten
berücksichtigt, aber dabei verallgemeinert und pauschaliert; das
heißt: es kommt nicht auf eine konkrete Abrechnung an. Das
spart Mühe und Zeit.

Nun stellt sich natürlich die Frage – und das ist unsere dritte
Frage - wie diese erhaltenen Aufwandsentschädigungen
steuerlich zu behandeln sind.

Um die steuerliche Einordnung besser nachvollziehen zu
können, müssen wir uns zunächst folgenden Grundgedanken
vor Augen führen:

Das Steuerrecht kennt – entgegen manchen Erwartungen oder
Annahmen – keine „Sonderfreibeträge“ für besonders
anerkennenswerte Tätigkeiten. So erhalten beispielsweise
Krankenpfleger oder Ärztinnen grundsätzlich keine besonderen
steuerlichen Begünstigungen nur aufgrund ihres Berufs.

Das Einkommensteuerrecht dient gerade der Besteuerung von
Einkünften. Dabei gilt: Die Besteuerung erfolgt gleichmäßig
nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Das ergibt sich aus
Artikel 3 des Grundgesetzes.



Wir schauen also immer: Welche Einkünfte erzielt jemand in
einem bestimmten Zeitraum. Zunächst einmal unabhängig
davon, ob es Aufwandsentschädigungen eines ehrenamtlich
Tätigen oder die Einnahmen eines Süßigkeitenverkäufers oder
die Besoldung eines Beamten ist.

Das was die Kliniken Ihnen zahlen, sind also erstmal Einkünfte.
Und die werden – grundsätzlich – besteuert.

Die Frage ist jetzt: Kann ich da was gegenrechnen? Das geht
bei sogenannten erwerbsbedingten Aufwendungen, Kosten, die
man hat, um Einkünfte zu erzielen. Das bedeutet dann:
Einkünfte in dieser Höhe werden nicht besteuert.

Das ist vor allem bei der steuerlichen Beurteilung
ehrenamtlicher Betätigungen von Bedeutung.

Denn maßgebliches Kennzeichen des ehrenamtlichen
Engagements ist gerade, dass es ohne finanzielle
Gegenleistung, ohne Lohn, ohne Vergütung erfolgt.
Ehrenamtliche engagieren sich nicht aus finanziellen, sondern
aus ideellen Motiven.

Dieser Einsatz für unsere Gesellschaft kann aber mit Kosten
verbunden sein. Die gemeinnützigen Organisationen zahlen
dann häufig eine pauschale Entschädigung für entstandenen
Aufwand. Das Steuerrecht nimmt auf die Belange ehrenamtlich
Engagierter in besonderer Weise Rücksicht und erhebt unter
bestimmten Voraussetzungen auf diese Zahlungen keine
Steuer. Das Steuerrecht sagt: Eigentlich werden nur
Aufwendungen erstattet, davon will ich nichts haben.

Die besonderen Steuerfreibeträge für ehrenamtlich Tätige
haben insofern keinen Entlohnungs- oder Belohnungscharakter,
sondern vereinfachen pauschal die steuerliche Behandlung von
entstandenem Aufwand.

Was gibt es für Regelungen?



Für die Tätigkeiten von Patientenfürsprechern kommt
insbesondere die Ehrenamtspauschale [nach § 3 Nummer 26a
Einkommensteuergesetz] oder die Steuerbefreiung für
Zahlungen aus dem Landeshaushalt [nach § 3 Nummer 12
Einkommensteuergesetz] in Betracht.

Ob eine Steuerbefreiung in Anspruch genommen werden kann,
hängt maßgeblich davon ab, in wessen Auftrag oder Dienst der
jeweilige Patientenfürsprecher tätig wird.

Nach meinem Verständnis können hier regelmäßig drei
unterschiedliche Fallkonstellationen vorliegen.

a) Die erste Fallkonstellation stellt sich wie folgt dar:
Die Höhe der erhaltenen Aufwandsentschädigung ist in einer
Landesverordnung oder einem Landesgesetz geregelt und die
hierfür erforderlichen Mittel werden in den Haushaltsplänen als
Aufwandsentschädigung ausgewiesen. [Dann kommt eine
Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 12 Satz 1
Einkommensteuergesetz in Betracht.] In der Folge ist dann der
gesamte als Aufwandsentschädigung festgesetzte Betrag
steuerfrei.

b) Die zweite Fallkonstellation stellt sich wie folgt dar:
Wir haben zwar keine Regelung im Landeshaushalt. Aber der
Patientenfürsprecher wird nebenberuflich im Dienst eines
gemeinnützigen Krankenhauses oder eines öffentlich-
rechtlichen Krankenhauses tätig.
Dann kommt eine Inanspruchnahme der Ehrenamtspauschale
[nach § 3 Nummer 26a EStG in Betracht]. Diese beträgt derzeit
960 EUR pro Jahr. Die Aufwandsentschädigung ist damit in
dieser Höhe und ohne weiteren Nachweis steuerfrei. Habe ich
tatsächlich mehr aufgewendet, für Fahrten, besondere Kleidung
etc., dann ist das auch steuerfrei, ich muss es aber einzeln
nachweisen.

Es gibt noch eine andere Sonderregelung, die immer wieder
angesprochen wird, die zur sogenannten
Übungsleiterpauschale. Die findet man in § 3 Nummer 26 des
Einkommensteuergesetzes. Sie ist höher, nämlich 3.300 Euro.



Die Inanspruchnahme der Übungsleiterpauschale ist aber nach
der einheitlichen Auffassung der Finanzverwaltung für Sie nicht
möglich. Diese gilt nämlich für körperliche Pflege alter, kranker
oder behinderter Menschen. Das ist nicht Teil Ihrer Tätigkeit.

c) Die dritte Fallkonstellation stellt sich wie folgt dar:
Der Patientenfürsprecher wird im Auftrag eines „privaten“, nicht
gemeinnützigen Krankenhauses tätig.
Dann kommt keine besondere, vereinfachte
Steuerbegünstigung in Betracht.

Jedoch können bei der Steuererklärung sämtliche tatsächlich
entstandene Aufwendungen, wie beispielsweise Reisekosten,
als Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten steuermindernd
geltend gemacht werden. Sofern also nur tatsächlich
entstandene Aufwendungen durch das Krankenhaus erstattet
werden, müssen Sie darauf keine Steuern zahlen. Die
Aufwandsentschädigung ist steuerfrei. Das braucht allerdings
Aufwand beim konkreten Nachweis der Aufwendungen.

So also die Rechtslage. Jetzt kann man natürlich überlegen:
„Dann muss der Gesetzgeber das Gesetz ändern!“ Und
tatsächlich wird das ja auch teilweise gefordert.

Konkret wäre es für Patientenfürsprecher denkbar zu fordern,
dass anstatt der Ehrenamtspauschale in Höhe von 960
EUR/Jahr die Übungsleiterpauschale in Höhe von 3.300
EUR/Jahr gelten sollte. Oder dass die Begünstigung für alle
Patientenfürsprecher gelten soll – unabhängig vom
Auftraggeber, also auch kommerzielle und nicht nur
gemeinnützige Kliniken.

Diese Forderungen sind erstmal nachvollziehbar. Und es
handelt sich um menschengemachte, also änderbare Gesetze.
Aber es gibt Gründe, warum die Regelungen sind, wie sie sind.

Wir brauchen gleichmäßige, verlässliche steuerliche
Regelungen. Dabei müssen wir verschiedene Ziele zum
Ausgleich bringen – insbesondere faire Gleichbehandlung von
Einkünften, wir wollen die Leistungsbereitschaft der



Bürgerinnen und Bürger stärken. Und wir müssen natürlich
sicherstellen, dass genug Geld für die Finanzierung unseres
Gemeinwesens vorhanden ist. Diesen Ausgleich versuchen die
bestehenden Regelungen.

Schauen wir uns die privaten Kliniken an. Auch wenn privat
betriebene Kliniken der Gesundheitsfürsorge dienen,
beschränkt sich die staatliche Begünstigung nur auf Träger, die
gemeinnützig tätig sind und keine kommerziellen Ziele
verfolgen. Bei privat betriebenen Kliniken lassen sich
kommerzielle Ziele aber gerade nicht ausschließen. Hier geht
es oft um Rendite. Das ist ok. Aber es ist eben auch ein
Grundprinzip des Ehrenamts und des Gemeinnützigkeitsrechts,
dass es sich um Träger handeln muss, die die besonderen
Voraussetzungen der Gemeinnützigkeit erfüllen. Hierzu zählt
unter anderem die ausschließlich ideelle, nicht
gewinnorientierte Tätigkeit.

Gegen eine Anwendbarkeit der Übungsleiterpauschale spricht
die besondere Konstellation der dort geregelten Tätigkeiten.

Zur Erinnerung: Auch hier geht es nicht um eine Belohnung,
sondern um eine pauschale Berücksichtigung von Aufwand.
Und hier sagt der Gesetzgeber: Die Pauschale für Übungsleiter,
Pflegende und unterrichtende Personen soll höher sein.
Warum? Denn gerade ehrenamtlichen Pflegekräften oder
beispielsweise auch Fußballtrainern entstehen regelmäßig
höhere Kosten, z.B. Fahrtkosten. Durch die
Übungsleiterpauschale werden insofern gerade diese Personen
von kleinteiligen Nachweisen über entstandenen Aufwand
entlastet. Die Begrenzung der Übungsleiterpauschale auf diese
klar umrissenen Tätigkeiten mit regelmäßig höherem Aufwand
ist sinnvoll.

Vergessen wir dabei nicht: Entstehen Ihnen tatsächlich höhere
Kosten, können Sie diese abziehen, müssen sie aber konkret
nachweisen.



[Anrede]

Soviel zum Steuerrecht. Auch wenn ich vielleicht nicht alle
Erwartungen erfüllen konnte, so hoffe ich doch, zu mehr
Klarheit beigetragen zu haben.

Das Steuerrecht ist jedoch nicht der Maßstab für den
gesellschaftlichen Wert Ihrer Arbeit. Dass Sie Konflikte lösen,
dass Sie am Krankenbett sitzen und zuhören, Rat geben, dass
Sie dem Gesundheitssystem ein menschliches Gesicht geben,
Ihr Gesicht – das ist wichtig.

Wir danken Ihnen für Ihren unermüdlichen Einsatz. Sie machen
unsere Krankenhäuser zu menschlicheren Orten.



Hintergrund

Normen
1. Aufwandsentschädigung nach § 3 Nummer 12 EStG
(steuerfrei sind)
aus einer Bundeskasse oder Landeskasse gezahlte Bezüge, die zum einen

a) in einem Bundesgesetz oder Landesgesetz,
b) auf Grundlage einer bundesgesetzlichen oder landesgesetzlichen
Ermächtigung beruhenden Bestimmung oder
c) von der Bundesregierung oder einer Landesregierung

als Aufwandsentschädigung festgesetzt sind und die zum anderen jeweils auch als
Aufwandsentschädigung im Haushaltsplan ausgewiesen werden.2Das Gleiche gilt
für andere Bezüge, die als Aufwandsentschädigung aus öffentlichen Kassen an
öffentliche Dienste leistende Personen gezahlt werden, soweit nicht festgestellt
wird, dass sie für Verdienstausfall oder Zeitverlust gewährt werden oder den
Aufwand, der dem Empfänger erwächst, offenbar übersteigen;

2. Übungsleiterpauschale nach § 3 Nummer 26 EStG
(steuerfrei sind)
Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten zur Förderung gemeinnütziger,
mildtätiger und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) als
Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbaren nebenberuflichen
Tätigkeiten, aus nebenberuflichen künstlerischen Tätigkeiten oder der
nebenberuflichen Pflege alter, kranker Menschen oder von Menschen mit
Behinderungen im Dienst oder Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen
Rechts, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einem Staat, auf den
das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, oder in
der Schweiz belegen ist, oder einer unter § 5 Absatz 1 Nummer 9 des
Körperschaftsteuergesetzes fallenden Einrichtung bis zur Höhe von insgesamt 3 300
Euro im Jahr.2Überschreiten die Einnahmen für die in Satz 1 bezeichneten
Tätigkeiten den steuerfreien Betrag, dürfen die mit den nebenberuflichen Tätigkeiten
in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Ausgaben abweichend
von § 3c nur insoweit als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen
werden, als sie den Betrag der steuerfreien Einnahmen übersteigen;

3. Ehrenamtspauschale nach § 3 Nummer 26a EStG
(steuerfrei sind)
Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten zur Förderung gemeinnütziger,
mildtätiger und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) im Dienst
oder Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, die in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union, in einem Staat, auf den das Abkommen über
den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, oder in der Schweiz belegen
ist, oder einer unter § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes
fallenden Einrichtung bis zur Höhe von insgesamt 960 Euro im Jahr.2Die
Steuerbefreiung ist ausgeschlossen, wenn für die Einnahmen aus der Tätigkeit –
ganz oder teilweise – eine Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 12, 26 oder 26b
gewährt wird.3Überschreiten die Einnahmen für die in Satz 1 bezeichneten
Tätigkeiten den steuerfreien Betrag, dürfen die mit den nebenberuflichen Tätigkeiten
in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Ausgaben abweichend
von § 3c nur insoweit als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen
werden, als sie den Betrag der steuerfreien Einnahmen übersteigen;
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